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Abwasserzweckverband Delitzsch (AZVD)

Bekanntmachung des 
Abwasserzweckverbandes Delitzsch

Die Geschäftsstelle des AZV Delitzsch in der Beerendorfer 
Str. 1 sowie das Büro in der Bitterfelder Str. 199 (Kläran-
lage) bleiben vom 24.12.2021 bis 31.12.2021 geschlossen. 

Bei Havarien sind wir unter der Telefonnummer 
034202/3479-22 zu erreichen.

Dr. Wilde
Verbandsvorsitzender

Der Abwasserzweckverband Delitzsch 
fasste in seiner öffentlichen Sitzung am 

29.11.2021 folgende Beschlüsse

Beschluss-Nr. 2.1/5/21
Satzung zum Wirtschaftsplan 2022

Beschluss-Nr. 2.2/5/21
Neufassung zur Satzung über die öffentliche Abwasserbe-
seitigung (Abwassersatzung) des Abwasserzweckverban-
des Delitzsch vom 29.11.2021
 
Beschlüsse, welche in öffentlicher Sitzung gefasst wurden, 
können während der Dienstzeit beim Abwasserzweckver-
band Delitzsch, Beerendorfer Str. 1 in 04509 Delitzsch ein-
gesehen werden.

Neufassung der Satzung über die 
öffentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung – AbwS) des 

Abwasserzweckverbandes
Delitzsch vom 29.11.2021

Aufgrund von § 47 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Säch-
sischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(SächsKomZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15.04.2019 (SächsGVBl. S. 270), §§ 4, 14 und 124 der Sächsi-
schen Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 09.03.2018 (SächsGVBl. S. 62) zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2020 
(SächsGVBl. S. 722), § 56 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG), in der 
Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. 
I S. 3901) und §§ 48, 50 des Sächsischen Wassergesetzes 
(SächsWG) vom 12.07.2013, zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 08.07.2016 (SächsGVBl. S. 503), §§ 
3, 4 und 5 der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Umwelt und Landwirtschaft zu den Anforde-
rungen an Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben, über 
deren Selbstüberwachung und Wartung sowie deren Über-
wachung (Kleinkläranlagenverordnung) vom 19.06.2007 
(GVBl. S. 281), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503), § 2 Absatz 1, § 9 
Absatz 2 und § 33 Absatz 1 des Sächsischen Kommunal-

abgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 09.03.2018 (GVBl. S. 116), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05.04.2019 (SächsGVBl. 
S. 245) hat die Verbandsversammlung des Abwasserzweck-
verbandes Delitzsch (im Folgenden: AZV Delitzsch) in ihrer 
Sitzung am 29.11.2021 die folgende Neufassung der bishe-
rigen Abwassersatzung vom 12.09.2011 in der Fassung der 
1. Änderungssatzung vom 30.11.2015 und 2. Änderungssat-
zung vom 28.06.2018 beschlossen:

I. Teil Allgemeines

§ 1 Öffentliche Einrichtung

(1) Der AZV Delitzsch betreibt die Beseitigung des in sei-
nem Gebiet anfallenden Abwassers als eine einheitliche 
öffentliche Einrichtung (aufgabenbezogene Einheitsein-
richtung).

(2) Als angefallen gilt Abwasser, das über eine Grund-
stücksentwässerungsanlage in die öffentlichen Abwas-
seranlagen gelangt oder in abflusslosen Gruben oder 
Kleinkläranlagen gesammelt oder zu einer öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder 
Änderung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht 
nicht.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trocken-
wetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutz-
wasser), das von Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 
abfließende Wasser (Niederschlagswasser) sowie das 
sonstige in öffentliche Abwasseranlagen mit Schmutz-
wasser oder Niederschlagswasser fließende Wasser. 
Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austre-
tenden und gesammelten Flüssigkeiten.

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im 
Verbandsgebiet des AZV Delitzsch anfallende Abwasser 
zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzu-
leiten und zu reinigen. Öffentliche Abwasseranlagen 
sind die vom AZV Delitzsch oder seinem Rechtsvor-
gänger errichteten Anlagen und die Anlagen, die von 
der WAB Leipzig GmbH i. L., den Verbandsmitgliedern 
oder Dritten übertragen oder zur Nutzung überlassen 
wurden, soweit diese Anlagen der öffentlichen Abwas-
serbeseitigung dienen, insbesondere die öffentlichen 
Kanäle, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke und Klärwerke 
sowie offene und geschlossene Gräben. Zu den öffentli-
chen Abwasseranlagen gehören auch die Grundstücks-
anschlüsse im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und 
Grünflächen in der Regel bis zur Grenze der Grundstü-
cke, die unmittelbar an diese Flächen angrenzen, sog. 
Anliegergrundstücke (Anschlusskanäle im Sinne von § 
11).

(3) Private Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle 
Anlagen, die der Sammlung, Behandlung, Prüfung und 
Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwas-
seranlage dienen. Dazu gehören insbesondere Leitun-
gen, die im Erdreich oder Fundamentbereich verlegt 
sind und das Abwasser dem Anschlusskanal zuführen 
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(Grundleitungen) sowie Prüfschächte, Hebeanlagen, 
abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen, soweit sie 
sich auf privaten Grundstücksflächen befinden und 
nicht dem AZV Delitzsch gehören, zu seinen Gunsten 
dinglich gesichert sind oder ihm zur Nutzung überlas-
sen wurden.

(4) Grundstücke, für die weder eine leitungsgebundene 
Anschlussmöglichkeit noch ein tatsächlicher leitungs-
gebundener Anschluss über öffentliche Kanäle an ein 
öffentliches Klärwerk besteht und deren Abwasser in 
einer Kleinkläranlage behandelt oder in einer privaten 
abflusslosen Grube gesammelt und jeweils abgefahren 
wird, gelten als dezentral entsorgt im Sinne von § 17 
Abs. 1 Satz 2 und 3 SächsKAG. Die nicht unter Satz 1 
fallenden Grundstücke gelten als zentral entsorgt. Die 
dezentrale Entsorgung umfasst die Entleerung, Abfuhr 
und Entsorgung des Schlamms aus Kleinkläranlagen 
und des Inhalts abflussloser Gruben, einschließlich der 
Überwachung der Eigenkontrolle und Wartung dieser 
Anlagen durch den AZV Delitzsch oder den von ihm be-
auftragten Dritten im Sinne des § 48 SächsWG sowie 
des § 5 Kleinkläranlagenverordnung vom 19. Juni 2007 
(SächsGVBl. S. 281 f.) in der jeweils geltenden Fassung.

II. Teil – Anschluss und Benutzung

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung 
zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Ab-
wasser anfällt, sind nach näherer Bestimmung dieser 
Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke 
an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, 
diese zu benutzen und das gesamte auf den Grund-
stücken anfallende Abwasser, dem AZV Delitzsch im 
Rahmen des § 50 SächsWG zu überlassen, soweit der 
AZV Delitzsch zur Abwasserbeseitigung verpflichtet ist 
und eine Überlassungspflicht besteht (Anschluss- und 
Benutzungszwang). Der Erbbauberechtigte oder sonst 
dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstücks Be-
rechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers.

(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Absatz 
1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks 
oder einer Wohnung berechtigten Personen.

(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die 
für sie bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen be-
triebsfertig hergestellt sind. Wird die öffentliche Ab-
wasseranlage erst nach Errichtung einer baulichen An-
lage hergestellt, so ist das Grundstück innerhalb von 
sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstellung 
anzuschließen.

(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der 
Anschluss im Interesse der öffentlichen Gesundheits-
pflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des 
öffentlichen Wohls geboten ist.

(5) Abwasser, das auf dezentral entsorgten Grundstücken 
anfällt, hat der nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichte-
te dem AZV Delitzsch oder dem von ihm beauftragten 
Unternehmer zu überlassen (Benutzungszwang). Satz 1 
gilt für den Schlamm aus Kleinkläranlagen und den In-
halt abflussloser Gruben im Rahmen des § 48 SächsWG 
entsprechend. Dies gilt nicht für Niederschlagswasser, 
soweit dieses auf andere Weise ordnungsgemäß besei-
tigt wird.

(6) Bei Grundstücken, die nach dem Abwasserbeseiti-
gungskonzept des AZV Delitzsch nicht oder noch nicht 

zentral entsorgt werden können, kann der nach § 3 
Abs. 1 Verpflichtete den Anschluss seines Grundstücks 
verlangen, wenn er den für den Bau des öffentlichen 
Kanals entstehenden Aufwand übernimmt und auf Ver-
langen angemessene Sicherheit leistet. Einzelheiten, 
insbesondere die Frage, wer den Unterhaltungs- und 
Erneuerungsaufwand trägt, werden durch Vereinba-
rung geregelt.

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste 
öffentliche Abwasseranlage technisch unzweckmäßig 
oder die Ableitung des Abwassers über diesen An-
schluss für die öffentliche Abwasseranlage nachteilig 
wäre, kann der AZV Delitzsch verlangen oder gestat-
ten, dass das Grundstück an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen wird.

(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte Abwasseranlage 
noch nicht hergestellt, kann der AZV Delitzsch den vor-
läufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwas-
seranlage gestatten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen

Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentliche Ein-
richtung der Abwasserentsorgung und von der Verpflich-
tung, diese zu benutzen, kann der nach § 3 Abs. 1, 2 und 6 
Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange befreit wer-
den, als ihm der Anschluss und/oder die Benutzung wegen 
seines, die öffentlichen Belange überwiegenden, privaten 
Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht 
zugemutet werden kann und die wasserwirtschaftliche Un-
bedenklichkeit von der Wasserbehörde bestätigt wird.

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtli-
che Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung 
der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungs-
anlagen, die Schlammbeseitigung oder Schlammver-
wertung beeinträchtigen, das Material der öffentlichen 
Abwasseranlagen und/oder Transportfahrzeuge an-
greifen, ihren Betrieb, ihre Funktion oder Unterhaltung 
behindern, erschweren oder gefährden können, oder 
die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden 
Personen oder den Vorflutern schaden können. Dies 
gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.

(2) Insbesondere ist/sind ausgeschlossen:

1. Stoffe (auch in zerkleinertem Zustand), die zu Abla-
gerungen, Abnutzungen oder Verstopfungen in den 
öffentlichen Abwasseranlagen führen können (z. B. 
Kehricht, Schutt, Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, 
Zellstoffe, Textilien, Schlachtabfälle, Tierkörper, 
Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehal-
tige Rückstände, Schlamm, Haut- und Lederabfälle, 
Glas und Kunststoffe);

2. feuergefährliche, explosible, giftige, fett- oder ölhal-
tige Stoffe (z. B. Benzin, Karbid, Phenole, Öle und 
dergl.), Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzen-
schutzmitteln oder vergleichbare Chemikalien, Blut, 
mit Krankheitskeimen behaftete Stoffe und radioak-
tive Stoffe;

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosi-
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ckersaft und Molke;

4. faulendes oder sonst übelriechendes Abwasser (z. 
B. Überläufe aus Abortgruben, milchsaure Konzen- 
trate, Krautwasser);

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase 
oder Dämpfe verbreiten kann;

6. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfärbung im 
Klärwerk nicht gewährleistet ist;

7. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid 
oder einer Entwässerungsgenehmigung nicht ent-
spricht;

8. Abwasser, dessen chemische und physikalische Ei-
genschaften Werte aufweisen, die über den allge-
meinen Richtwerten für die wichtigsten Beschaffen-
heitskriterien der Anlage I des Merkblattes DWA-M 
115/2 der Deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA) oder der 
Anhänge 1 bis 57 der Abwasserverordnung in den 
jeweils gültigen Fassungen liegen;

9. sonstiges Wasser, z. B. Wasser aus Haus- oder 
Grundstücksdrainagen, Niederschlagswasser von 
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen sowie 
von unbefestigten Flächen, für dessen Beseitigung 
der AZV Delitzsch nicht zuständig ist, Kühlwasser, 
Grundwasser sowie Wasser aus Gewässern, Brun-
nen und Quellen;

10. Wasch- und Reinigungsmittel (Tenside) in Mengen, 
die zu unverhältnismäßig starker Schaumbildung 
führen.

(3) Der AZV Delitzsch kann im Einzelfall weitergehende 
Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der 
öffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist.

(4) Der AZV Delitzsch kann im Einzelfall Ausnahmen von 
den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 zulassen, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versa-
gung der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte 
bedeuten würde und der Antragsteller eventuell entste-
hende Mehrkosten übernimmt.

(5) § 50 Abs. 3 bis 6 SächsWG bleibt unberührt.

§ 7 Einleitungs- und Übernahmebeschränkungen

(1) Der AZV Delitzsch kann im Einzelfall die Einleitung 
oder Übernahme von Abwasser von der Einhaltung 
von Grenzwerten, einer Vorbehandlung, Drosselung, 
Speicherung oder Mengenmessung abhängig machen, 
wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbeson-
dere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen oder auf sonstige öffentliche Belange 
erfordert. Die Einhaltung von Grenzwerten darf nicht 
durch Verdünnung erreicht werden.

(2) Abwasser darf durch den nach § 3 Abs. 1 und 2 Ver-
pflichteten nur dann in öffentliche Abwasseranlagen, 
die nicht an ein öffentliches Klärwerk angeschlossen 
sind, eingeleitet werden, wenn dieses zuvor ausrei-
chend und dem Stand der Technik entsprechend be-
handelt worden ist. Für vorhandene Einleitungen kann 
der AZV Delitzsch die Einhaltung von bestimmten Ein-
leitwerten festlegen und für die Erfüllung dieser Pflich-
ten bestimmte Fristen setzen, um eine Begrenzung der 
kommunalen Einleitwerte nach dem Stand der Technik 
gemäß Satz 1 in den durch den AZV Delitzsch festge-
legten Zeiträumen sicherzustellen. Erfüllt der nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichtete die Festlegungen innerhalb 

der gesetzten Frist nicht, kann der AZV Delitzsch ihn 
von der Einleitung ausschließen. § 22 bleibt unberührt.

(3) Die Einleitung oder Übernahme von Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt und von sonstigem 
Wasser bedarf der schriftlichen Genehmigung des AZV 
Delitzsch.

(4) Erfolgt ein Anschluss oder eine Benutzung der Anlagen 
des AZV Delitzsch ohne eine nach dieser Satzung er-
forderliche Genehmigung, kann der AZV Delitzsch un-
ter Berücksichtigung der berechtigten Interessen des 
nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten mit angemessener 
Fristsetzung jederzeit eine Abwassereinleitung unter-
binden, soweit andere Maßnahmen unverhältnismäßig 
oder untunlich sind.

(5) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichtzahlung einer fälligen Abgabenschuld trotz Mah-
nung, ist der AZV Delitzsch berechtigt, die Abwasser- 
entsorgung zwei Wochen nach Androhung einzustel-
len. Dies gilt nicht, wenn der nach § 3 Abs. 1, 2 und 
6 Verpflichtete – sofern er Abgabenschuldner ist – dar-
legt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis 
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Verpflichtete seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Der AZV Delitzsch kann 
mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Abwas-
serentsorgung androhen. Der AZV Delitzsch hat die Ab-
wasserentsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, 
sobald die Gründe für die Einstellung entfallen sind und 
der Abgabenschuldner die Kosten der Einstellung und 
Wiederaufnahme der Abwasserentsorgung ersetzt hat.

(6) Die Einleitung sonstigen Wassers (§ 6 Abs. 2 Nr. 9) be-
darf der vorherigen schriftlichen Genehmigung des 
AZV Delitzsch; bei Einleitungen in Schmutzwasseranla-
gen gilt dies auch für Niederschlagswasser. Grundsätz-
lich darf unbelastetes Niederschlagswasser und unbe-
lastetes sonstiges Wasser (§ 6 Abs. 2 Nr. 9) nur in den 
Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den 
Schmutzwasserkanal eingeleitet werden.

§ 8 Eigenkontrolle

(1) Der AZV Delitzsch kann verlangen, dass auf Kosten 
des nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten Vorrichtun-
gen zur Messung und Registrierung der Abflüsse und 
der Beschaffenheit der Abwässer zur Bestimmung der 
Schadstofffracht in die Grundstücksentwässerungsan-
lage eingebaut oder an sonst geeigneter Stelle auf dem 
Grundstück angebracht, betrieben und in ordnungsge-
mäßem Zustand gehalten werden. Dies gilt auch für die 
Einleitung sonstigen Wassers (§ 6 Abs. 2 Nr. 9).

(2) Die Eigenkontrolle und Wartung einer Kleinkläranlage 
bzw. einer abflusslosen Grube hat den Anforderungen 
Kleinkläranlagenverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung zu genügen. Danach erforderliche Wartun-
gen einer Kleinkläranlage sind durch den Hersteller 
oder einen Fachbetrieb (Fachkundigen gemäß Bauart-
zulassung) auszuführen. Das Betriebstagebuch einer 
Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen Grube ist nach 
deren endgültiger Stilllegung bis zum Ende des 5. fol-
genden Kalenderjahres aufzubewahren. Im Falle eines 
Rechtsstreits ist das Betriebsbuch bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss aufzu-
bewahren.

(3) Der AZV Delitzsch kann – soweit Absatz 2 nicht zur An-
wendung kommt – in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
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nisteriums für Umwelt und Landwirtschaft über Art und 
Häufigkeit der Eigenkontrolle von Abwasseranlagen 
und Abwassereinleitungen (Eigenkontrollverordnung) 
in der jeweils geltenden Fassung auch verlangen, dass 
eine Person bestimmt wird, die für die Bedienung der 
Anlage und für die Führung des Betriebstagebuches 
verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindes-
tens 5 Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung 
oder des letzten Beleges gerechnet, aufzubewahren 
und dem AZV Delitzsch auf Verlangen vorzulegen. Im 
Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dessen rechtskräftigem 
Abschluss aufzubewahren.

§ 9 Abwasseruntersuchungen

(1) Der AZV Delitzsch kann bei Bedarf Abwasseruntersu-
chungen vornehmen. Er bestimmt, in welchen Abstän-
den und durch wen die Proben zu entnehmen sind bzw. 
wer sie untersucht. Für Mengenmessungen gilt dies 
sinngemäß. Für das Zutrittsrecht gilt § 19 Abs. 2 ent-
sprechend.

(2) Werden bei einer Untersuchung des Abwassers Män-
gel festgestellt, hat der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
tete diese unverzüglich zu beseitigen.

(3) Die Kosten einer Abwasseruntersuchung trägt der nach 
§ 3 Abs. 1, 2 und 6 Verpflichtete, wenn 

1. die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder 
auferlegte Verpflichtungen nicht erfüllt worden sind 
oder Erklärungen falsch angegeben wurden;

2. wegen der besonderen Verhältnisse eine ständige 
Überwachung geboten ist;

§ 10 Grundstücksbenutzung

Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten sind im Rahmen 
der §§ 93 WHG, 95 SächsWG verpflichtet, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen und die 
Unterhaltung von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- 
und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke ge-
gen Entschädigung zu dulden. Sie haben insbesondere den 
Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu 
ihren Grundstücken zu dulden.

III. Teil – Anschlusskanäle und 
Grundstücksentwässerungsanlagen

§ 11 Anschlusskanäle

(1) Anschlusskanäle (§ 2 Abs. 2 Satz 3) werden vom AZV 
Delitzsch hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, 
abgetrennt und beseitigt. Der AZV Delitzsch kann sich 
hierfür Dritter bedienen.

(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle sowie deren 
Änderungen werden nach Anhörung des nach § 3 Abs. 
1 Verpflichteten und unter Wahrung seiner berechtig-
ten Interessen vom AZV Delitzsch bestimmt.

(3) Der AZV Delitzsch stellt die für den erstmaligen An-
schluss eines Anliegergrundstücks notwendigen An-
schlusskanäle bereit. Jedes Anliegergrundstück erhält 
bei einem erstmaligen Anschluss grundsätzlich einen 
Anschlusskanal einschließlich Hausübergabeschacht 
(Kontrollschacht), soweit dies technisch zweckmä-
ßig und wirtschaftlich vertretbar ist. Für vorhandene 
Grundstücksanschlüsse ohne Übergabeschacht be-

steht kein Rechtsanspruch auf Nachrüstung. Der AZV 
Delitzsch kann auf Antrag mehr als einen Anschluss-
kanal herstellen, soweit es technisch notwendig und 
möglich ist. Die Kosten für die zusätzlichen Anschluss-
kanäle trägt der Antragsteller. Dies gilt auch bei einer 
Grundstücksteilung, soweit das zu teilende Grundstück 
bereits über einen leitungsgebundenen Anschluss an 
ein öffentliches Klärwerk verfügt. 

 
 Als erstmalige Anschlüsse gelten:

1. Neuerschließung eines Grundstücks mit leitungsge-
bundenem Anschluss an ein öffentliches Klärwerk;

2. leitungsgebundener Anschluss eines Grundstücks an 
ein öffentliches Klärwerk, wenn bis zu diesem Zeit-
punkt die Abwasserentsorgung über grundstücksei-
gene Kleinkläranlagen mit oder ohne Anschluss ans 
öffentliche dezentrale Kanalnetz oder über abfluss-
lose Gruben erfolgte;

3. Umstellung des Entwässerungssystems von Misch-
system auf Trennsystem (getrennte Ableitung von 
Schmutz- und Regenwasser) mit leitungsgebunde-
nem Anschluss des Schmutzwassers an ein öffent-
liches Klärwerk.

(4) In besonders begründeten Fällen (z. B. bei Sammelga-
ragen, Reihenhäusern, Grundstücksteilung nach Verle-
gung des Anschlusskanals) kann der AZV Delitzsch den 
Anschluss mehrerer Grundstücke über einen gemein-
samen Anschlusskanal vorschreiben oder auf Antrag 
zulassen.

(5) Die Kosten der für den erstmaligen Anschluss eines 
Grundstücks notwendigen Anschlusskanäle (Absätze 3 
und 4) sind durch den Schmutzwasserbeitrag nach der 
Beitragssatzung des AZV Delitzsch in der jeweils gülti-
gen Fassung abgegolten.

(6) Der Hausübergabeschacht gemäß Absatz 3 wird Be-
standteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

(7) Werden Grundstücke im Trennsystem entwässert, gel-
ten die Schmutzwasser- und Regenwasseranschlusska-
näle als ein Anschlusskanal im Sinne des Absatzes 3 
Satz 2. 

§ 12 Sonstige Anschlüsse, Aufwandsersatz

(1) Der AZV Delitzsch kann auf Antrag des nach § 3 Abs. 
1 Verpflichteten weitere Anschlusskanäle sowie vorläu-
fige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als 
weitere Anschlusskanäle gelten auch Anschlusskanäle 
für Grundstücke, die nach Entstehen der erstmaligen 
Beitragspflicht neu gebildet werden (z. B. bei Grund-
stücksteilung).

(2) Den tatsächlich entstandenen Aufwand für die Herstel-
lung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Be-
seitigung der in Absatz 1 genannten Anschlusskanäle 
trägt derjenige, der im Zeitpunkt der Herstellung des 
Anschlusskanals, im Übrigen im Zeitpunkt der Beendi-
gung der Maßnahme Verpflichteter nach § 3 Abs. 1 ist, 
soweit die Herstellung oder die Maßnahmen von ihm 
zu vertreten sind oder ihm dadurch Vorteile zuwachsen. 
Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

(3) Der Anspruch auf Ersatz des Aufwandes entsteht mit 
der Herstellung des Anschlusskanals, im Übrigen mit 
Beendigung der Maßnahme.

(4) Der Aufwandsersatz wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Abgabenbescheides fällig.
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§ 13 Genehmigungen

(1) Der schriftlichen Genehmigung des AZV Delitzsch be-
dürfen:

1. der Anschluss der Grundstücksentwässerungsanla-
ge an die öffentlichen Abwasseranlagen sowie des-
sen Änderung;

2. die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen 
sowie die Änderung der Benutzung;

3. die Einleitung von sonstigem Wasser (§ 6 Abs. 2 Nr. 
9).

 Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüs-
sen wird die Genehmigung widerruflich oder befris-
tet ausgesprochen.

(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare 
Anschluss (z. B. über bestehende Grundstücksentwäs-
serungsanlagen) gleich.

(3) Der Antrag auf Anschlussgenehmigung muss neben 
der Lage (Ort, Straße und Hausnummer, Flurstücks-
nummer, Gemarkung) enthalten:

1. die Beschreibung der auf dem Grundstück geplan-
ten und bestehenden Anlagen mit der Angabe der 
Größe von zu befestigenden Flächen, deren Befesti-
gungs- und Ableitungsart,

2. bei Industrie- und Gewerbebetrieben sowie Einrich-
tungen, bei denen stark verschmutztes Abwasser 
anfällt, Angaben über Art, Menge, Zeitraum und Zu-
sammensetzung des Abwasseranfalls.

Dem Antrag sind folgende Anlagen beizufügen, soweit 
vom AZV Delitzsch nichts anderes bestimmt wird:

1. ein mit einem Nordpfeil versehener Lageplan des 
anzuschließenden Grundstücks bzw. ein aktueller 
Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit beste-
henden und geplanten Bauwerken und der vorgese-
henen Grundstücksanschlussleitung (nicht kleiner 
als im Maßstab 1:500),

2. einen Entwässerungslageplan,

3. für Mehrfamilienwohnhäuser und gewerblich bzw. 
industriell genutzte Grundstücke eine Berechnung 
der Rohrdurchmesser gemäß DIN 1986 bzw. DIN EN 
12056,

4. für Grundstückskläranlagen die allgemeine bauauf-
sichtliche Zulassung.

Sämtliche Antragsunterlagen sind vom Antragsteller zu 
unterschreiben. Die zur Ausfertigung der Pläne erforderli-
chen Angaben sind beim AZV Delitzsch bzw. beim Vermes-
sungsamt einzuholen.

(4) Der AZV Delitzsch erhebt für die zur Genehmigung er-
forderlichen Amtshandlungen eine Verwaltungsgebühr 
nach näherer Bestimmung der Verwaltungskostensat-
zung des AZV Delitzsch.

§ 14 Regeln der Technik für 
Grundstücksentwässerungsanlagen

Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 
3) sind nach den gesetzlichen Vorschriften und den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik herzustellen und zu 
betreiben. Allgemein anerkannte Regeln sind insbesonde-
re die technischen Bestimmungen für den Bau, Betrieb und 
die Unterhaltung von Abwasseranlagen.

§ 15 Herstellung, Änderung und Unterhaltung der
Grundstücksentwässerungsanlagen

(1) Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen sind 
vom nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten 
herzustellen, zu unterhalten und nach Bedarf gründlich 
zu reinigen.

(2) Der AZV Delitzsch ist im technisch erforderlichen Um-
fang befugt, mit dem Bau der Anschlusskanäle einen 
Teil der Grundstücksentwässerungsanlage herzustellen 
und zu erneuern. Der Aufwand ist dem AZV Delitzsch 
vom nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu ersetzen. Ausge-
nommen sind die Hausübergabeschächte bei erstmali-
gem Anschluss gemäß § 11 Abs. 3. § 12 Abs. 3 und 4 
gelten entsprechend.

(3) Der nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete hat die Verbindung der 
Grundstücksentwässerungsanlage mit den öffentlichen 
Abwasseranlagen im Einvernehmen mit dem AZV De-
litzsch herzustellen. Grundleitungen sind in der Regel 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen. Der Hausübergabeschacht gemäß § 11 
Abs. 3 wird so dicht wie technisch möglich (maximal 2 
m von der Grundstücksgrenze entfernt ins Grundstück) 
an die öffentliche Abwasseranlage gesetzt. Er muss 
stets zugänglich und bis auf Rückstauebene (§ 18) was-
serdicht geführt werden. Ist es technisch oder wegen 
der vorhandenen Bebauung nicht anders möglich, kann 
der Hausübergabeschacht auch unmittelbar vor das 
Grundstück gesetzt werden.

(4) Bestehende Grundstücksentwässerungsanlagen sind 
vom nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu 
ändern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies not-
wendig machen.

(5) Änderungen an einer Grundstücksentwässerungsan-
lage, die infolge einer nicht vom nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten zu vertretenden Änderung der öffentlichen 
Abwasseranlagen notwendig werden, führt der AZV 
Delitzsch auf seine Kosten aus, sofern nichts anderes 
bestimmt ist. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Änderung oder Stilllegung der Grundstücksent-
wässerungsanlage dem erstmaligen leitungsgebun-
denen Anschluss an die öffentlichen Abwasseranla-
gen dient oder Folge der Änderung oder Stilllegung 
von Kleinkläranlagen und/oder abflusslosen Gruben 
ist,

2. die Änderung der Grundstücksentwässerungsanla-
ge durch die Entwässerung von Räumen oder Flä-
chen unterhalb der Rückstauebene (§ 18) bedingt ist.

 Die Änderungen nach Satz 2 hat der nach § 3 Abs. 1 
Verpflichtete auf seine Kosten und nach den übrigen 
Bestimmungen dieser Satzung durchzuführen.

(6) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage – auch vo-
rübergehend – außer Betrieb gesetzt, so kann der AZV 
Delitzsch den Anschlusskanal verschließen oder besei-
tigen. Der Aufwand ist vom nach § 3 Abs. 1 Verpflichte-
ten zu ersetzen. § 12 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
Der AZV Delitzsch kann die in Satz 1 genannte Maßnah-
me auf den nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten übertragen.

§ 16 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 
Zerkleinerungsgeräte

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten 
wie Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in 
das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen 
zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Ab-
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scheider mit dazugehörigen Schlammfängen) einzu-
bauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. 
Die Abscheider mit den dazugehörenden Schlammfän-
gen sind vom nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten in regelmä-
ßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem 
Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei Säumnis ist er 
dem AZV Delitzsch schadensersatzpflichtig. Für die Be-
seitigung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften 
über die Abfallbeseitigung.

(2) Der AZV Delitzsch kann vom nach § 3 Abs. 1 Verpflich-
teten im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer 
Abwasserhebe- oder Sauganlage verlangen, wenn dies 
für die Ableitung des Abwassers notwendig ist; dassel-
be gilt für Pumpenanlagen bei Grundstücken, die an 
Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. 

(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier 
und dergleichen sowie Handtuchspender mit Spül-
vorrichtungen dürfen nicht an Grundstücksentwässe-
rungsanlagen angeschlossen werden.

(4) § 8 und § 14 gelten entsprechend.

§ 17 Kleinkläranlagen

Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und Sickeranlagen 
sind innerhalb von 6 Monaten außer Betrieb zu setzen, 
sobald das Grundstück an ein öffentliches Klärwerk ange-
schlossen ist. Den Aufwand für die Stilllegung trägt der 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.

§ 18 Sicherung gegen Rückstau

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen z. B. Toiletten mit Wasserspülung, Boden-
abläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken und dergleichen, 
die tiefer als die Rückstauebene liegen, müssen vom nach 
§ 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten gegen Rückstau 
gesichert werden. Als Rückstauebene gilt die Straßenober-
kante an der Anbindestelle des Anschlusskanales an den 
öffentlichen Kanal. Liegt die Anbindestelle außerhalb des 
öffentlichen Verkehrsraumes, gilt als Rückstauebene die 
Geländeoberkante am Anbindepunkt. Der Verband kann die 
Rückstauebene im Einzelfall höher festsetzen, wenn Beson-
derheiten des Geländes dies erfordern. Im Übrigen hat der 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete für rückstaufreien Abfluss des 
Abwassers zu sorgen. § 15 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 19 Abnahme und Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage, Zutrittsrecht

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach 
Abnahme durch den AZV Delitzsch in Betrieb genom-
men werden. Die Abnahme der Grundstücksentwäs-
serungsanlage befreit den Bauherren, den Planverfas-
ser, den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer 
nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die vorschriftsmä-
ßige und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten.

(2) Der AZV Delitzsch ist berechtigt, die Grundstücksent-
wässerungsanlage zu prüfen. Den mit der Überwa-
chung der Anlagen beauftragten Personen ist zu allen 
Teilen der Grundstücksentwässerungsanlagen Zutritt 
zu gewähren. Sie dürfen Wohnungen nur mit Einwilli-
gung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume 
ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen 
sie normalerweise für die jeweilige geschäftliche oder 
betriebliche Nutzung offenstehen. Die nach § 3 Abs. 1 
und 2 Verpflichteten haben die Ermittlungen und Prü-
fungen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden und dabei 
Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwas-

sers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu 
gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen.

(3) Werden bei Prüfung der Grundstücksentwässerungs-
anlagen Mängel festgestellt, hat sie der nach § 3 Abs. 1 
Verpflichtete auf eigene Kosten unverzüglich zu beseiti-
gen.

§ 19a
Private Kleinkläranlagen und private abflusslose Gruben

(1) Die Entsorgung des Schlammes aus privaten Klein-
kläranlagen mit biologischer Reinigungsstufe und des 
Inhalts abflussloser Gruben erfolgt bedarfsgerecht, für 
alle anderen privaten Anlagen und in den Fällen des 
Absatzes 3 Satz 4 erfolgt sie regelmäßig oder nach Be-
darf.

(2) Die bedarfsgerechte oder regelmäßige Entsorgung er-
folgt zu dem, von dem AZV Delitzsch für jede Kleinklär-
anlage und abflusslose Grube unter Berücksichtigung 
der Herstellerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in der je-
weils geltenden Ausgabe bzw. der DIN EN 12566 Teil 
1 in der jeweils geltenden Ausgabe sowie den Bestim-
mungen der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung 
festgelegten Zeitpunkt oder mindestens in den in der 
wasserrechtlichen Entscheidung festgelegten Ab-
ständen. Die DIN- und DIN-EN-Normen sind im Beuth 
Verlag GmbH, Berlin, erschienen und beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in München archivmäßig ge-
sichert niedergelegt. Der AZV Delitzsch oder der Be-
auftragte geben die Entsorgungstermine bekannt, die 
Bekanntgabe kann öffentlich erfolgen.

(3) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Fäkalschlamm- 
entsorgung ist, dass der nach § 3 Abs. 1 und 2 Ver-
pflichtete regelmäßig eine fachgerechte Schlammspie-
gelmessung durchführen lässt und dem AZV Delitzsch 
den etwaigen Bedarf für eine Entleerung unverzüglich 
anzeigt. Erfolgt anlässlich der Wartung einer Kleinklär-
anlage eine Schlammspiegelmessung, so ist das Mess- 
protokoll dem AZV Delitzsch unverzüglich zuzusenden; 
Abs. 8 lit. a) bleibt unberührt. Die Anzeige hat für ab-
flusslose Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn 
diese bis auf 50 cm unter Zulauf angefüllt sind. Wird 
keine Schlammspiegelmessung durchgeführt oder 
werden die Ergebnisse der Messungen nicht rechtzeitig 
nach Satz 1 bis 3 dem AZV Delitzsch mitgeteilt, so er-
folgt eine regelmäßige Entsorgung.

(4) Der AZV Delitzsch kann die unter Absatz 1 fallenden Ab-
wasseranlagen auch zwischen den nach Absatz 1 und 2 
festgelegten Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 
3 entsorgen, wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft 
ein sofortiges Leeren erforderlich ist.

(5) Der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete ist dafür verant-
wortlich, dass die unter Absatz 1 fallenden Abwasser-
anlagen jederzeit zum Zwecke des Abfahrens des Ab-
wassers zugänglich sind und sich der Zugang in einem 
verkehrssicheren Zustand befindet.

(6) Zur Entsorgung der unter Absatz 1 fallenden Abwas-
seranlagen und zur Überwachung nach Absätzen 7 und 
8 ist den Beauftragten des AZV Delitzsch ungehindert 
Zutritt zu allen Teilen der Kleinkläranlagen und abfluss-
losen Gruben zu gewähren.

(7) Die Überwachung der Eigenkontrolle und Wartung 
der privaten Kleinkläranlagen und privaten abflusslo-
sen Gruben erfolgt auf Grundlage der Kleinkläranla-
genverordnung. Durch den AZV Delitzsch festgestellte 
und gegenüber dem nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichte-
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ten beanstandete Mängel sind von diesem innerhalb 
der gesetzten Frist zu beheben; der AZV Delitzsch ist 
hierüber unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu set-
zen.

(8) Überwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Absat-
zes 7 Satz 1 wird wie folgt durchgeführt:
a) Der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete hat dem 

AZV Delitzsch bei Kleinkläranlagen, für die die War-
tung durch den Hersteller oder einen Fachbetrieb 
vorgeschrieben ist, die Wartungsprotokolle zuzu-
senden. 

b) Bei sonstigen Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben erfolgt die Überwachung durch Einsicht-
nahme in das Betriebstagebuch und Sichtkontrol-
le der Anlage anlässlich der Fäkalschlammabfuhr 
oder Entleerung der abflusslosen Gruben.

(9) Private Kleinkläranlagen, private abflusslose Gruben 
und deren Nebeneinrichtungen sind unverzüglich 
außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück an 
ein öffentliches Klärwerk angeschlossen ist. Den Auf-
wand für die Stilllegung trägt der Grundstückseigen-
tümer oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.

(10)  § 19 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

IV. Teil – Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten

§ 20 Anzeigepflichten

(1) Binnen eines Monats haben die nach § 3 Abs. 1 und 2 
Verpflichteten dem AZV Delitzsch anzuzeigen:

1. jede Änderung der Benutzungs- und Eigentums-
verhältnisse und sonstigen dinglichen Nutzungs-
verhältnisse an einem an die öffentliche Abwasser-
beseitigung angeschlossenen Grundstück; mit der 
Anzeige über den Wechsel ist auch der dort verein-
barte oder abgelesene Wasserzählerstand mitzutei-
len;

2. die bei In-Kraft-Treten dieser Satzung vorhandenen 
abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen, soweit 
dies noch nicht geschehen ist;

3. die Inbetriebnahme einer Grundstückskläranlage;

4. Vergrößerungen oder Verkleinerungen der versie-
gelten Grundstücksflächen oder Änderungen der 
Versiegelungsart, soweit das Grundstück nieder-
schlagswasserentsorgt wird;

5. die versiegelte Grundstücksfläche, sobald der AZV 
Delitzsch dazu auffordert;

6. die Änderung der Postanschrift des Gebühren-
schuldners.

Eine Grundstücksübertragung ist vom Erwerber und vom 
Veräußerer anzuzeigen.

(2) Unverzüglich haben die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-
teten dem AZV Delitzsch mitzuteilen:

1. Anlagen auf dem Grundstück, die die Höhe der Ge-
bührenschuld beeinflussen; dieselbe Verpflichtung 
besteht, wenn solche Anlagen neu geschaffen, ge-
ändert oder beseitigt werden;

2. Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und 
des zeitlichen Anfalls des Abwassers;

3. wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öf-
fentlichen Abwasseranlagen gelangen oder damit 
zu rechnen ist;

4. den Entleerungsbedarf der abflusslosen Gruben 
und Kleinkläranlagen;

5. die Ergebnisse der Wartung der Grundstücksklein-
kläranlagen, sobald der AZV Delitzsch dazu auffor-
dert;

6. Betriebsstörungen, Außerbetriebnahmen und ähn-
liche Störungen im Betrieb der Grundstückskläran-
lagen, die eine Nichteinhaltung der erforderlichen 
Reinigungsleistung besorgen lassen;

7. den Einbau von Messeinrichtungen;

8. Art und Weise der gesamten Grundstücksentwässe-
rung auf Anforderung des AZV Delitzsch.

(3) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage auch nur 
vorübergehend außer Betrieb gesetzt, haben die nach § 
3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten dem AZV Delitzsch diese 
Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Anschluss-
kanal rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden 
kann.

§ 21 Haftung des AZV Delitzsch

(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Be-
triebsstörungen, die der AZV Delitzsch nicht zu ver-
treten hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer 
Betrieb gesetzt oder treten Mängel oder Schäden auf, 
die durch Rückstau infolge von Naturereignissen wie 
Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder 
durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht 
sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Schadener-
satz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.

(2) Die Verpflichtung des nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zur 
Sicherung gegen Rückstau (§ 18) bleibt unberührt.

(3) Im Übrigen haftet der AZV Delitzsch nur für Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit.

(4) Eine Haftung nach den Vorschriften des Haftpflichtge-
setzes bzw. des Gesetzes über die Vermeidung und Sa-
nierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) 
bleibt unberührt.

§ 22 Anordnungsbefugnis, Haftung der Benutzer

(1) Der AZV Delitzsch kann nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die notwendigen Maßnahmen im Einzelfall an-
ordnen, um rechtswidrige Zustände zu beseitigen, die 
unter Verstoß gegen Bestimmungen dieser Satzung 
herbeigeführt worden oder entstanden sind. Er kann 
insbesondere Maßnahmen anordnen, um drohende 
Beeinträchtigungen öffentlicher Abwasseranlagen zu 
verhindern und um deren Funktionsfähigkeit aufrecht-
zuerhalten. Dies gilt ebenso für Maßnahmen, um ein-
getretene Beeinträchtigungen zu minimieren und zu 
beenden, sowie um die Funktionsfähigkeit der Abwas-
seranlagen wiederherzustellen. Für die Erzwingung ei-
ner nach dieser Satzung vorgeschriebenen Handlung, 
Duldung oder Unterlassung gelten die Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für den Freistaat 
Sachsen (SächsVwVG).

(2) Die nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten haften für 
schuldhaft verursachte Schäden, die in Folge einer un-
sachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung 
widersprechenden Benutzung oder in Folge eines man-
gelhaften Zustands der Grundstücksentwässerungsan-
lagen entstehen. Sie haben den AZV Delitzsch von Er-



Amtsblatt des Landkreises Nordsachsen, 17. 12. 2021 25

satzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. Gehen derartige 
Schäden auf mehrere Grundstücksentwässerungsan-
lagen zurück, so haften deren nach § 3 Abs. 1 und 2 
Verpflichteten als Gesamtschuldner.

§ 23 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. von § 124 Abs. 1 SächsGemO han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht dem AZV 
Delitzsch überlässt;

2. entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Einleitung aus-
geschlossene Abwässer oder Stoffe in die öffent-
lichen Abwasseranlagen einleitet oder die vorge-
schriebenen Grenzwerte für einleitbares Abwasser 
nicht einhält;

3. entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Behandlung, 
Drosselung oder Speicherung in öffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen 
Grenzwerte für einleitbares Abwasser nicht einhält;

4. entgegen § 7 Abs. 2 Schmutzwasser ohne ausrei-
chende Behandlung, Drosselung in öffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet, die nicht an ein öffentli-
ches Klärwerk angeschlossen sind;

5. entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwas-
ser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, 
ohne besondere Genehmigung des AZV Delitzsch 
in öffentliche Abwasseranlagen einleitet oder die 
hierbei zugelassene Menge oder Beschaffenheit 
des Wassers oder Abwassers nicht einhält;

6. entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläufigen oder vor-
übergehenden Anschluss nicht vom AZV Delitzsch 
herstellen lässt;

7. entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss an die öf-
fentlichen Abwasseranlagen ohne schriftliche Ge-
nehmigung des AZV Delitzsch herstellt oder ändert 
bzw. die öffentliche Abwasseranlagen ohne schrift-
liche Genehmigung des AZV Delitzsch nutzt oder 
deren Nutzung ändert;

8. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach 
den Vorschriften des § 14 und § 15 Abs. 3 Satz 2 
und 3 herstellt;

9. die Verbindung der Grundstücksentwässerungs-
anlage mit der öffentlichen Abwasseranlage nicht 
nach § 15 Abs. 3 Satz 1 im Einvernehmen mit dem 
AZV Delitzsch herstellt;

10. entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige Entleerung 
und Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig vor-
nimmt;

11. entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte oder 
ähnliche Geräte an einer Grundstücksentwässe-
rungsanlage anschließt;

12. entgegen § 17 Abs. 2 Satz 1 Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben und Sickeranlagen nicht unver-
züglich nach Anschluss an die öffentliche Kläranla-
ge außer Betrieb setzt;

13. entgegen § 19 Abs. 1 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage ohne Abnahme in Betrieb nimmt;

14. dezentrale Anlagen entgegen § 19 betreibt, Be-
triebstagebuch, Wartungs- und Entsorgungsnach-
weise nicht oder nicht rechtzeitig oder vollständig 
vorlegt,

15. entgegen § 20 seinen Anzeigepflichten gegenüber 
dem AZV Delitzsch nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt.

(2) Ordnungswidrig i. S. von § 6 Abs. 2 Nummer 2 Sächs-
KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig seinen 
Anzeigepflichten nach § 20 nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt.

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können nach § 
124 Abs. 2 SächsGemO in Verbindung mit § 17 Absät-
ze 1 und 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet 
werden. Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 2 können 
nach § 6 Abs. 3 SächsKAG mit einer Geldbuße bis zu 
10.000 Euro geahndet werden.

(4) Die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes (SächsVwVG) bleiben unberührt.

V. Teil – Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 24 Unklare Rechtsverhältnisse

Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Eigentum 
des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des Grund-
stückseigentümers nach den Vorschriften dieser Satzung 
der Verfügungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1 des 
Gesetzes über Feststellung der Zuordnung von ehemals 
volkseigenem Vermögen (Vermögenszuordnungsgesetz – 
VZOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. März 
1994 (BGBl. I, S. 709), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2081), in der jeweils geltenden 
Fassung.

 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO:

Nach § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in Verbin-
dung mit § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die 
unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies 
gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft er-

folgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die 

Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 47 Abs. 
2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in Verbindung mit § 52 
Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzeswidrigkeit wider-
sprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG 
in Verbindung mit § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genann-
ten Frist

 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO: 

Nach § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in Verbindung mit § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen sind, 
ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntma-

chung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in 

Verbindung mit § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in Verbindung mit § 4 Abs. 4 

Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber dem   
 Verband unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung  be-
gründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf 
der in § 47 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 SächsKomZG in Verbindung mit § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift
gegenüber dem    Verband unter Bezeichnung des
Sachverhaltes, der die Verletzung  begründen soll,
schriftlich geltend gemacht worden ist.

Der DERAWA Zweckverband Delitzsch-Rackwitzer Wasserversorgung ist Aufgabenträger für die öffentliche Was-
serversorgung und versorgt ca. 48.000 Einwohner und sonstige Abnehmer zwischen Delitzsch und Leipzig Nord 
mit Trinkwasser.

Wir suchen mit Zweckbefristung für Schwangeren- und Elternzeitvertretung zum schnellstmöglichen Zeitpunkt

einen technischen Mitarbeiter w/m/d

Wesentliche Aufgabeninhalte sind:

- Kontrolltätigkeiten, Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an Anlagen der Wassergewinnung,
-aufbereitung, -speicherung und -verteilung im gesamten Versorgungsgebiet

- Störungsbeseitigung an Wasserversorgungsleitungen und –anlagen
- Wasserzählerwechsel
- Schacht- und Transportarbeiten
- Führen eines Betriebsfahrzeuges
- Rufbereitschaft
- Pflege von Grünflächen im Wasserwerksgelände, Wasserfassungen, Schieberkreuze
- Kundenberatung vor Ort
- elektrische Arbeiten gemäß Ausbildungsprofil

Für diese vielseitige Tätigkeit sind folgende Voraussetzungen erforderlich:

- ein entsprechender qualifizierter Berufsabschluss oder eine vergleichbare handwerkliche Berufsausbildung
- einschlägige Berufserfahrung im genannten Aufgabengebiet
- Kenntnisse auf dem Gebiet Computertechnik
- Teilnahme am Bereitschaftsdienst
- selbständiges, kundenorientiertes sowie eigenverantwortliches Arbeiten, Teamfähigkeit
- handwerkliches Geschick und technisches Verständnis
- Führerschein der Klasse B oder C
- Wohnsitz in der Nähe des Dienstortes Delitzsch

Die Vergütung der Vollzeitstelle erfolgt leistungsgerecht auf der Grundlage des Tarifvertrages TV-V.

Durch die Bewerbung entstehende Kosten werden vom Zweckverband nicht übernommen.

Wenn Sie Interesse an dieser Tätigkeit haben, senden Sie uns bitte Ihre aussagefähige Bewerbung bis spätestens
07.01.2022 an:

DERAWA
Zweckverband Delitzsch-Rackwitzer Wasserversorgung
Verbandsgeschäftsführerin – persönlich –
Bitterfelder Straße 80
04509 Delitzsch

oder per E-Mail (bitte ausschließlich im pdf-Format) an bewerbung@zv-derawa.de.

Hinweise zum Datenschutz:
Wir weisen gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe b), Artikel 88 Datenschutz-Grundverordnung i. V .m. § 11 Sächsisches
Datenschutzdurchführungsgesetz darauf hin, dass mit Ihrer Bewerbung eine elektronische Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten verbunden ist.
Sofern Sie in Ihrem Bewerbungsschreiben nicht ausdrücklich die Rückgabe Ihrer Bewerbungsunterlagen wün-
schen und einen frankierten Rückumschlag beilegen, gehen wir davon aus, dass auf eine Rückgabe verzichtet
wird. Ihre Bewerbungsunterlagen werden dann nicht zurückgesandt, sondern sechs Monate nach Abschluss des
Bewerbungsverfahrens datenschutzgerecht vernichtet. Eine Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nicht. Mit der
Einreichung Ihrer Bewerbung erklären Sie hierzu Ihr Einverständnis. Weitere Informationen zum Datenschutz fin-
den Sie auf unserer Homepage (www.zv-derawa.de).
Sollten Sie Fragen zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten haben oder Ihr
Recht auf Auskunft, Berichtigung oder Löschung sowie Widerruf geltend machen wollen, wenden Sie sich bitte an 
unseren Datenschutzbeauftragten (E-Mail: dsb@luense.net).




